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Sachgebiet 2032 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen 
in Bund und Ländern 1986 

(Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpassungsgesetz 1986) 

— Drucksache 10/5450 — 


A. Problem 

Anpassung der Bezüge der Beamten, Richter und Soldaten 
sowie der Versorgungsempfänger des Bundes, der Länder und 
Gemeinden entsprechend der Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse (§ 14 BBesG/ 
§ 70 BeamtVG). 


B. Lösung 

Zum 1. Januar 1986 werden die Bezüge linear um 3,5 v. H. ange- 
hoben. Das Urlaubsgeld erhöht sich für Beamte und Soldaten 
mit Grundgehalt aus den Besoldungsgruppen A 1 bis A 8 um 
150 DM, für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst um 
100 DM. Anhebungen der Vergütung für Spitzendienstzeiten 
der Soldaten auf 100 DM (bei Wehrpflichtigen auf einen Tages- 
satz von 2,00 DM). 

Einsümmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat eine Anhebung der Vergütung für 
Spitzendienstzeiten der Soldaten auf 110 DM (bei Wehrpflichti- 
gen auf einen Tagessatz von 2,10 DM) beantragt. Sie hat weiter 
beantragt, zugunsten betroffener Versorgungsempfänger die 
Geltung des Artikels 2 § 2 Abs. 1 des 2. Haushaltsstrukturgeset- 
zes vom 22. Dezember 1981 für 1986 auszusetzen. 
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D. Kosten 

Für den Bereich des Bundes (ohne Bundesbeihn und Bundes- 
post) werden für das Haushaltsjahr 1986 Mehrkosten von rund 
839 Millionen DM entstehen. Neben der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost werden auch die Länder 
und Gemeinden mit Mehrkosten belastet werden. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gresetzentwurf — Drucksache 10/5450 — mit der Maßgabe, daß 

1. in § 4 Abs. 1 der Betrag „1,90'* durch den Betrag „2,00**, 

2. in Anlage 3 e das Wort „und** durch das Wort „oder**, 

3. in Anlage 6 bei § 50 a (Bundesbesoldungsgesetz) der Betrag „95,00“ durch den 
Betrag „100,00** 

ersetzt werden, im übrigen unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 25. Juni 1986 

Der IimenausschuB 

Dr. Wernitz Bemrath Broll Dr. Hirsch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Bernrath, Broll und Dr. Hirsch 


1. Zum Ablauf der Beratungen 

Der Gresetzentwurf der Bundesregierung auf Druck- 
sache 10/5450 wurde in der 216. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 15. Mai 1986 an den Innen- 
ausschuß federführend und an den Haushaltsaus- 
schuß zur Mitberatung und zur Beratung nach 
§96GrO überwiesen. Der Gresetzentwurf wurde in 
der 219. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
5. Juni 1986 nachträglich auch an den Verteidigungs- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Verteidigimgsausschuß hat mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP bei Enthal- 
tung der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN dem vorliegenden Gesetzentwurf mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß in § 4 (betr, Wehrsoldge- 
setz) der Betrag von 1,80 DM auf 2,00 DM imd in § 1 
(betr. §50a Bundesbesoldungsgesetz) der Betrag 
von 90,00 DM auf 100,00 DM erhöht wird. 

Der Haushaltsausschuß hat dem oben genannten 
Gesetzentwurf in der Fassung der Regienmgsvor- 
lage zugestimmt. Weiter hat er für den Fall, daß der 
Innenausschuß die Entschädigung für Spitzen- 
dienstzeiten der Soldaten nach § 50 a Bundesbesol- 
dungsgesetz auf 100,00 DM monatlich beschließen 
sollte, seine Zustimmung gegeben. Zugleich hat er 
mitgeteilt, daß die Vereinbarkeit der Gesetzesvor- 
lage mit dem Haushalt nach § 96 der Gleschäftsord- 
nung festgestellt worden ist 

Der Innenausschuß hat den Gresetzentwurf der Bun- 
desregierung in seiner 119. Sitzung am 18. Juni 1986 
tmd abschließend in seiner 121. Sitzung am 25. Juni 
1986 beraten und dem Gesetzentwurf in der durch 
die Beschlußempfehlung modifizierten Form ein- 
stimmig zugestimmt In der Einzelberatung hat er 
jeweils mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
bei Zustimmung seitens der antragstellenden Frak- 
tion zwei Anträge der Fraktion der SPD abgelehnt 
Die Anträge hatten folgenden Wortlaut: 

1. Der Abschnitt I § 1 Anlage 6 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Bundesbesoldungsgesetz 
§ 50 a 110,00 DM“ 

2. Der Abschnitt I § 4 Absatz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„In der Anlage zum Wehrsoldgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung^ vom 20. Februar 1978 
(BGBl. I S, 265), zuletzt geändert durch . . ,, wird 
der Betrag von ,1,80‘ durch den Betrag ,2,10* er- 
setzt.“ 

Mit Mehrheit der Koalitionsfraktionen hat er so- 
dann bei Enthaltung seitens der Fraktion der SPD 
die aus der Beschlußempfehlung ersichtlichen Be- 
träge von 100,00 DM als Vergütung für Spitzen- 


dienstzeiten der Soldaten bzw. 2,00 DM für den Ta- 
gessatz der Wehrpflichtigen beschlossen. 

Folgenden weiteren Antrag der Fraktion der SPD 
hat der Ausschuß ebenfalls mit zehn Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen vier Stimmen der Frak- 
tion der SPD und bei Enthaltung seitens der Frak- 
tion DIE GRÜNEN abgelehnt: 

,In Abschnitt I wird der folgende § 6 eingefügt: 

„§6 

Die Geltung des Artikels 2 §2 Abs. 1 Satz 4 des 
2. Haushaltsstukturgesetzes vom 22. Dezember 1981 
(BGBl. I S. 1523), zuletzt geändert durch . . ., wird aus- 
gesetzt.“* 

Bei der Änderung in Abschnitt I § 1 Anlage 3 e, wo es 
\mter der Überschrift Auslandszuschlag (§ 55 Abs. 4) 
heißen muß „ — Gtemeinschaftsunterkunft oder Gre- 
meinschaftsverpflegimg — ^**, handelt es sich schließ- 
lich um die Berichtigung der Drucksache 10/5450 im 
Sinne einer Wiedergabe des geltenden Rechts. 

2. Zur Begründung 

Soweit der Ausschuß dem Regierungsentwurf, ins- 
besondere der vorgeschlagenen linearen Anhebimg, 
gefolgt ist, wird auf die Begründimg in Drucksache 
10/5450 verwiesen. 

Der Ausschuß hat die Spitzendienstzeitvergütung 
für Soldaten bzw. Wehrdienstleistende über die im 
Regierungsentwurf vorgesehene Erhöhimg hinaus 
angehoben. Der Regierungsentwurf sah eine Erhö- 
hung von 90,00 DM auf 95,00 DM (Zeit-/Beruf ssolda- 
ten) — monatlich — tmd von 1,80 DM auf 1,90 DM 
(Wehrpflichtige) — Tagessatz — vor. Diese Erhö- 
hungsbeträge hat der Ausschuß für nicht ausrei- 
chend erachtet An ihre Stelle soll der Betrag von 
100,00 DM für Zeit-/Beruf ssoldaten und von 2,00 DM 
für Wehrpflichtige treten. Die Anhebung der Spit- 
zendienstzeitvergütung soll einen gerechten Aus- 
gleich für die hohe Dienstzeitbelastung der Soldaten 
gewährleisten. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde die Bundes- 
regierung aufgefordert für besonders belastete Poli- 
zeibeamte die Zulage für Dienst zu imgünstigen Zei- 
ten umgehend durch Rechtsverordnung auf 1,50 DM 
pro Stunde zu erhöhen. 

Dem Vorschlag der Fraktion der SPD, der zum Ziel 
hatte, daß auch die Versorgungsempfänger, denen 
ein Ausgleich nach Artikel 2 § 2 Abs. 1 des 2. Haus- 
haltsstrukturgesetzes gezahlt wird, die diesjährige 
Erhöhung der Versorgimgsbezüge ab 1. Januar 1986 
ungeschmälert erhalten sollten, ist der Ausschuß 
nicht gefolgt. Er hat aber die Bundesregienmg auf- 
gefordert die Konsequenzen aus der Regelung der 
§55 des Beamtenversorgungsgesetzes und §55a 
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Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung des 
2. Haushaltsstrukturgesetzes einschließlich der bei- 
den Abmilderungsregelungen darzustellen und dem 
Ausschuß Lösungsvorschläge mit den dazugehören- 
den Kostenschätzungen nach der Sommerpause 
vorzulegen. 


Bonn, den 25. Juni 1986 

Bemrath Broll Dr. Hirsch 

Berichterstatter 
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